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Mit (nicht rechtskräftigem) Teilurteil vom23.10.2023–3-02O56/22hatdas LGFrankfurt a.M. überdenVergütungsansprucheiner

M&A-Beraterin entschieden (vgl. PM LG Frankfurt a.M. vom 20.12.2023). Eine Gesellschaft mit Sitz in Hong Kong beabsichtigte,

zwei Tochterunternehmen zu verkaufen. Sie beauftragte ein deutschesM&A-Beratungsunternehmen, sie umfassend bei demUn-

ternehmensverkauf zu beraten, u.a. die zu veräußernden Zielgesellschaften zu bewerten, Strategien auszuarbeiten und die Pro-

jektkoordination zu übernehmen. In demBeratervertrag (sog. Advisory Agreement) ließ sich dieM&A-Beraterin ein erfolgsabhän-

giges Transaktionshonorar versprechen, das auch dann zu zahlen war, wenn der Unternehmensverkauf innerhalb eines Jahres

nach Beendigung des Advisory Agreement zustande kam. Die M&A-Beraterin wurde tätig. Nach rund einem Jahr beendete die

Auftraggeberin die Zusammenarbeit und beauftragte eine neue Beraterin. Etwa neunMonate später wurde der erfolgreiche Un-

ternehmensverkauf öffentlich bekannt gegeben. Die M&A-Beraterin klagte mit Erfolg auf Zahlung ihres Beraterhonorars und auf

Auskunft über den Kaufpreis für den Unternehmensverkauf. Der Streitwert des Verfahrens belief sich auf 2,785 Mio. Euro. Das Ge-

richt entschied, dass eine Vereinbarung über ein erfolgsabhängiges Honorar auch dann wirksam sei, wenn die Transaktion nicht

kausal aufder LeistungderM&A-Beraterinberuht.WegenderumfassendenBeratungsleistungen sei dasAdvisoryAgreement kein

Maklervertrag, sondernein sog.Geschäftsbesorgungsdienstvertrag. „Es ist keineunangemesseneBenachteiligungdarin zu sehen,

dass ein solcher Geschäftsbesorger sich ein Erfolgshonorar versprechen lässt, ohne dass eine Kausalität seiner Beratungstätigkeit

für das Zustandekommender Transaktion gegeben seinmuss. Diese Art der Vertragsgestaltung ist in derM&A-Branche bei einem

exklusivenMandatweithin üblich, wie der Kammer aus einer Vielzahl vergleichbarer Fallgestaltungenbekannt ist. Erst rechtmuss

dies gelten,wennder Berater –wie hier – nicht zugleich aufwandbezogenvergütetwird“, erklärte die Kammer in ihremUrteil. Vgl.

hierzu auch die Ls. des LG Frankfurt a.M. in diesemWochenüberblick, BB 2024, 130 sowie insgesamt in dieserM&A-Schwerpunkt-

ausgabe Louven, Die Erste Seite, BB Heft 4/2024 und die BeiträgeMemminger/Schwarz, BB 2024, 131ff., Schudlo/Kemper, BB 2024,

137ff. sowieDeubert/Müller, BB 2024, 170ff. (jeweils in diesemHeft).

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
EuGH: Inditex – Markenbenutzung durch

Dritte

Art. 6 Abs. 1 Buchst. c der Richtlinie 2008/95/EG

des Europäischen Parlaments und des Rates vom

22. Oktober 2008 zur Angleichung der Rechtsvor-

schriften der Mitgliedstaaten über die Marken ist

dahin auszulegen, dass er eine Benutzung der

Marke im geschäftlichen Verkehr, die durch einen

Dritten entsprechend den anständigen Gepflo-

genheiten in Gewerbe oder Handel zu Zwecken

der Identifizierung oder zum Verweis auf Waren

oder Dienstleistungen als die des Inhabers dieser

Marke erfolgt, nur erfasst, wenn eine solche Be-

nutzung der Marke als Hinweis auf die Bestim-

mung einer von dem Dritten vertriebenen Ware

oderangebotenenDienstleistungnotwendig ist.

EuGH, Urteil vom 11.1.2024 – C-361/22
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-129-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: KÖLNER DOM

a)Das Eintragungshindernis der fehlendenUnter-

scheidungskraft nach § 8 Abs. 2 Nr. 1 MarkenG

steht der Eintragung einer Marke für mit einem

weitenWarenoberbegriff bezeichneteWarenund

Dienstleistungen schon dann entgegen, wenn es

hinsichtlich einzelner unter den Oberbegriff fal-

lenderWarenundDienstleistungenvorliegt.

b) Fasst der Verkehr das aus demNamen einer Se-

henswürdigkeit–bestehendauseineradjektivier-

ten Ortsangabe und einer Bauwerksbezeichnung

(hier: KölnerDom)–gebildete Zeichen imZusam-

menhang mit Waren, die als Reiseandenken oder

-bedarf in Betracht kommen, nur als Bezeichnung

der Sehenswürdigkeit und nicht als Hinweis auf

die betriebliche Herkunft dieser Waren auf, fehlt

dem Zeichen jegliche Unterscheidungskraft im

Sinne von § 8 Abs. 2 Nr. 1 MarkenG (Festhaltung

BGH, Beschluss vom 8. März 2012 – I ZB 13/11,

BGHZ 193, 21 [WRP 2012, 1398] – Neuschwan-

stein; Abgrenzung zu EuGH, Urteil vom 6. Sep-

tember 2018 – C-488/16, GRUR 2018, 1146 –

Bundesverband Souvenir – Geschenke – Ehren-

preise/EUIPO [Neuschwanstein]).

BGH, Beschluss vom 12.10.2023 – I ZB 28/23
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-129-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Zur Zulässigkeit eines Aufhebungs-

antrags nach § 1059 Abs. 3 ZPO

a) Die Zulässigkeit eines Aufhebungsantrags

nach § 1059 Abs. 3 ZPO setzt eine Beschwer des

Antragstellers voraus.

b) Die Beschwer der durch einen Schiedsspruch

verurteilten Partei entfällt durch eine vorbehalt-

lose Zahlung des zuerkannten Betrags an die an-

dere Partei nach dem im Schiedsverfahren für

die Berücksichtigung von Tatsachen maßgebli-

chen Endzeitpunkt und vor Stellung eines Auf-

hebungsantrags. Ob eine Zahlung als vorbehalt-

los anzusehen ist und die im Schiedsspruch zu-

erkannte Forderung daher erfüllt, richtet sich

nach den für die andere Partei erkennbaren Um-

ständen des Einzelfalls.

c) Die Prüfung des Oberlandesgerichts im Aufhe-

bungsverfahren, ob durch Erfüllung der im

Schiedsspruch zuerkannten Forderung eine ma-

terielle Erledigung in diesem Streitverhältnis ein-

getreten ist, darf nicht in eine zwischen den Par-

teien bestehende Schiedsbindung eingreifen

(Fortführung von BGH, Beschluss vom 6. Juni

2013 – I ZB 56/12, NJW-RR 2013, 1336 [juris

Rn. 12 f. und 19 f.] [BB 2013, 2323, Ls.]).

BGH, Beschluss vom 26.10.2023 – I ZB 14/23
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-129-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Elektronisches Dokument; einfache

Signatur

Für die einfache Signatur eines Schriftsatzes ge-

mäß § 130a Abs. 3 Satz 1 Alt. 2 ZPO genügt es,

wenn am Ende des Schriftsatzes der Name des

Verfassers maschinenschriftlich wiedergegeben

ist (Anschluss an BGH, Beschluss vom 7. Septem-

ber 2022 – XII ZB 215/22, NJW 2022, 3512

Rn. 10 [BB 2022, 2640]; BSG, NJW 2022, 1334

Rn. 9; BAGE 172, 186 Rn. 15).

BGH, Beschluss vom 30.11.2023 – III ZB 4/23
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-129-4

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Vermögensschaden-Haftpflicht für

Steuerberater – Verstoß im Bereich eines

unternehmerischen Risikos

a) Ein Verstoß ist im Bereich eines unternehmeri-

schen Risikos im Sinne der Ausschlussklausel in

A. 5.3 a) BBR-S begangen, wenn der Steuerbera-

ter entweder in einem fremden Unternehmen

unternehmerisch tätig geworden ist oder eine

unternehmerische Investitionsentscheidung des

Steuerberaters sein dem Verstoß zugrundelie-

gendes Verhalten beeinflusst hat.

b) Für die Abgrenzung einer versicherten Auf-

sichtstreuhand von einer nichtversicherten ge-

schäftsführenden Treuhand im Rahmen der Tä-
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